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Sitzung des Jugendhilfeausschusses der Stadt Bornheim am Donnerstag, 07.03.2019, 
18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 15/2019 

  Nicht-öffentliche Sitzung  JHA Nr. 2/2019 

 
Anwesende 

Vorsitzender 
Keils, Ewald CDU-Fraktion  

Mitglieder 
Flottmeier, Claudia Caritas  
Halbach, Adi Diakon Kath. Jugendagentur Bonn  
Heller, Petra CDU-Fraktion  
Hochgartz, Markus Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Müller, Heinz UWG/Forum-Fraktion  
Schmelzer, Stefanie Diak. Werk  
Tourné, Peter Dr. SPD-Fraktion  
Züge, Rainer SPD-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Kabon, Matthias FDP-Fraktion  
Strauff, Bernhard CDU-Fraktion  
von Canstein, Charlotte Dr. CDU-Fraktion ab TOP 3 

beratende Mitglieder 
Azrak, Maruan Leiter Jugendamt  
Gittel, Vanessa Kinder- und Jugendparlament  
Lichius, Nicole Jugendamtselternbeirat  
Lindemann, Daniela Polizei  
Pütz, Wolfgang Pfarrer Katholische Kirche  
Scheuer, Uta Schulen  
Wiebe, Amy Marie Integrationsrat  

Verwaltungsvertreter 
Lützenkirchen, Andreas  
Voges, Matthias  
von Bülow, Alice Beigeordnete  

Schriftführerin 
Fuhs, Sarah  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Bauch, Michaela evang. Kirche  
Eichhorn, Dimitri Stadtjugendring  
Erb-Ruck, Katrin Agentur für Arbeit  
Färber, Elisa FDP-Fraktion  
Gomez, Catalina Stadtjugendring  
Henseler, Wolfgang Bürgermeister  
Nehring, Michael Dr. Justiz  
Söllheim, Michael Parität. Wohlfahrtsverband  
Theis, Christiane AWO  
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Wehrend, Lutz CDU-Fraktion  
Wiebe, Andreas CDU-Fraktion  
 
T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

3 Einwohnerfragestunde  

4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 4/2019 vom 
24.01.2019 

 

5 Zukünftige Nutzungsmöglichkeiten des Sportplatzes Rösberg 002/2019-7 

6 Meldung der vorhandenen Betreuungsangebote in Tageseinrichtun-
gen für Kinder und in Kindertagespflege nach KiBiz für das Betreu-
ungsjahr 2019/2020 

096/2019-4 

7 Kommunale Förderung für die Gesundheitsagentur-AIDS-Hilfe Rhein-
Sieg e.V. für LSBTIQ* Antidiskriminierungs- und Bildungsprojekt 
„SCHLAU Rhein-Sieg“ 

101/2019-4 

8 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 15.01.2019 betr. Ein-
richtung einer Waldgruppe 

050/2019-4 

9 Mitteilung betr. Sachstand der Baumaßnahmen an Kindertagesein-
richtungen 

 

10 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

108/2019-1 

11 Anfragen mündlich  

 
 

Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

AV Ewald Keils eröffnet die Sitzung des Jugendhilfeausschusses der Stadt Bornheim, stellt 
fest, dass ordnungsgemäß eingeladen worden ist und dass der Jugendhilfeausschuss be-
schlussfähig ist. 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt: 
TOP 1-11.  
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

 
Frau Sarah Fuhs wurde bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

 
Herr Wolfgang Pütz wurde als beratendes Mitglied durch den AV Keils eingeführt und in fei-
erlicher Form zur gesetzmäßigen und gewissenhaften Wahrnehmung seiner Aufgaben ver-
pflichtet, indem er durch Erheben von seinem Platz, während sich alle anderen Anwesenden 
von ihren Plätzen erheben, ihr Einverständnis mit folgender Formel bekundet: 
 
„Ich verpflichte mich, dass ich meine Aufgaben nach bestem Wissen und Können wahrneh-
me, das Grundgesetz, die Verfassung des Landes und die Gesetze beachten und meine 
Pflichten zum Wohle der Stadt erfüllen werde.“ 
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3 Einwohnerfragestunde  

 
Es liegt eine Einwohnerfrage vor. 
 
Frau Bianca Schmitz-Radtke betr. Überbelegung in U3 Gruppen 
 
Antwort:  
Aufgrund der angespannten Betreuungssituation wurden bereits im letzten Jahr die  städti-
schen Kindertageseinrichtungen gebeten, im Rahmen der Betriebserlaubnis, alle möglichen 
Plätze anzubieten. Jede Überbelegung ist eine situative Entscheidung unter Berücksichti-
gung der verschiedenen Gegebenheiten in der jeweiligen Einrichtung (u.a. integrative Plätze) 
gewesen. Bei der diesjährigen KiBiz-Meldung wurde dies auch wieder berücksichtigt. 
 
Zudem wurden in diesem Jahr auch die freien Träger angeschrieben, wenn möglich in die 
Überbelegung zu gehen, um den Bedarf, auch im U3 Bereich, zum Teil abdecken zu können. 
Hier wurden diesbezüglich Gespräche mit den Trägern geführt. Manche Träger meldeten 
zurück, dass aufgrund der personellen Situation oder durch Umstrukturierung in der Einrich-
tung keine Überbelegung machbar ist. 
 
Es werden nur Plätze im Rahmen dessen angeboten, die der Landschaftsverband Rheinland 
(LVR) auch erlaubt. 
 

4 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 4/2019 
vom 24.01.2019 

 

 
Der Jugendhilfeausschuss erhebt gegen den Inhalt der Niederschrift über die Sitzung Nr. 
04/2019 vom 24.01.2019 keine Einwände. 
 
Die Anmerkung von AM Heller wird unter TOP 10 behandelt. 
 

5 Zukünftige Nutzungsmöglichkeiten des Sportplatzes Rösberg 002/2019-7 
Ergänzung 

 
Beschluss lt. Ergänzung: 
Beschlussentwurf Jugendhilfeausschuss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen: s. Beschlussentwurf 
Rat 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen: s. Be-
schlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demografischen Wandel: 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demografischen Wandel empfiehlt dem Rat wie folgt 
zu beschließen: s. Beschlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Sport- und Kulturausschuss: 
 
Der Sport- und Kulturausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen: s. Beschluss-
entwurf Rat 
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Beschlussentwurf Rat: 
 
Der Rat beauftragt die Verwaltung, eine Bereitstellung der Sportplatzfläche für die Nutzun-
gen Kindertagesstätte umzusetzen. 
 
- Einstimmig -  
 

6 Meldung der vorhandenen Betreuungsangebote in Tageseinrich-
tungen für Kinder und in Kindertagespflege nach KiBiz für das 
Betreuungsjahr 2019/2020 

096/2019-4 

 
Beschluss: 
Der Jugendhilfeausschuss beschließt 

1. zur Sicherstellung des Betreuungsangebotes im Betreuungsjahr 2019/2020 die der Sit-
zungsvorlage beigefügte Anlage 1 Gruppenformen und Buchungszeitkontingente für die 
Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen. Noch eingehende Buchungen, die Aus-
wirkungen auf die Gruppenformen und Buchungskontingente haben, sind bis zum 
15.03.2019 entsprechend zu berücksichtigen. 

2. 130 Plätze für die Betreuung von Kindern in der Tagespflege für das Betreuungsangebot 
im Stadtgebiet Bornheim anzuerkennen. 

 
- Einstimmig -  
 

7 Kommunale Förderung für die Gesundheitsagentur-AIDS-Hilfe 
Rhein-Sieg e.V. für LSBTIQ* Antidiskriminierungs- und Bildungs-
projekt „SCHLAU Rhein-Sieg“ 

101/2019-4 

 
Beschluss: 
Der Jugendhilfeausschuss lehnt den Antrag der Gesundheitsagentur-AIDS-Hilfe Rhein—
Sieg e.V. auf Förderung für das LSBTIQ* Antidiskriminierungs- und Bildungsprojekt 
„SCHLAU Rhein-Sieg“ ab. 
 
- Einstimmig -  
 

8 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 15.01.2019 betr. 
Einrichtung einer Waldgruppe 

050/2019-4 

 
AM Hochgartz:  
Die Ausführungen der Verwaltung sind zur Kenntnis genommen. Trotzdem besteht der 
Wunsch, bei entsprechenden Kapazitäten, nach einer Einladung eines Trägers für eine Kon-
zeptvorstellung zum Thema „Waldkindergarten“, um Inspirationen sammeln zu können. Es 
wird viel über den Bedarf an Betreuungsplätzen gesprochen, allerdings soll auch die Qualität 
dabei immer noch Beachtung finden und weiterhin thematisiert werden.  
 
AM Züge:  
Grundsätzlich wird ein Waldkindergarten für Bornheim befürwortet. Die Ausführungen sollen 
nicht nur zur Kenntnis genommen werden. Aufgrund der speziellen Pädagogik wäre die Vor-
stellung eines Trägers daher hilfreich. 
 
Antwort: 
Die Verwaltung unterstützt die Idee eines Waldkindergartens und befürwortet eine Träger-
vorstellung in einer der nächsten Sitzungen. 
 
- Kenntnis genommen -  
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9 Mitteilung betr. Sachstand der Baumaßnahmen an Kindertages-
einrichtungen 

 

 
Frau von Bülow berichtet über den aktuellen Sachstand der Baumaßnahmen an Kinderta-
geseinrichtungen: 
 

 In der städt. Kindertageseinrichtung „Burgwiese“ in Hemmerich sind die Baumaß-
nahmen abgeschlossen. Die zweite Gruppe ist seit 01.03.19 in Betrieb, dort beginnt 
derzeit die zweite Phase der Eingewöhnung. Aufgrund des dringenden Bedarfes 
wurden bereits im Vorfeld einige Kinder aufgenommen. 
 

 Die Entwurfsplanungen zu der Kita „Grashüpfer“ in Dersdorf laufen. Hier wird es in 
Kürze wieder Ergebnisse geben, die dann zeitnah mitgeteilt werden. 
 

 Das Ausschreibungsverfahren für den Standort Hexenweg läuft weiterhin. 
 

 In der Secundastr. ist die Brandschutzprüfung erfolgt. Die bauliche Umsetzung kann 
allerdings erst im Sommer erfolgen. 
 

 Bei dem Grundstück Händelstr. In Merten wurde bisher das Baurecht geprüft. 
 

 Für alle neuen Standorte wird gem. Beschluss ein Interessensbekundungsverfahren 
durchgeführt. Hierzu werden, auch in Bezug auf die Planung von Provisorien, alle be-
kannten Träger, die einerseits jetzt schon Kindergärten in Bornheim betreiben und 
andererseits die darüber hinaus Interesse bekundet haben, zu einem gemeinsamen 
Termin eingeladen. Dort sollen die verschiedenen Projekte vorgestellt werden.  
Die Träger haben so die Möglichkeit zu überlegen, welche Standorte für sie infrage 
kommen. Erfahrungsgemäß setzen die Träger auf Synergieeffekte, wie z.B. bei der 
Lebenshilfe in Hersel. Die Verwaltung erhofft sich dadurch ein schnelleres Verfahren. 

 
AM Müller: 
Wie ist der Sachstand zu den Vertragsverhandlungen beim Grundstück „Händelstr.“? 
 
Antwort:  
Lt. letztem Kenntnisstand befindet man sich in Gesprächen. 
 

10 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorheri-
gen Sitzungen 

108/2019-1 

 
Frau von Bülow zur Anfrage vom Kinder- und Jugendparlament (KjuPa) bzgl. der Absenkung 
der Wählbarkeit im KjuPa von 18 auf 16 Jahren: 
Antwort:  
Die Gemeindeordnung sieht in § 58 IV GO vor, dass beratende Mitglieder im Ausschuss voll-
jährig sein müssen. Lt. Kommentierung ist dies sehr eindeutig; es gibt also keinen Spielraum. 
Hr. Azrak und Fr. von Bülow haben an der letzten Sitzung des Kinder- und Jugendparla-
ments teilgenommen. U.a. wurden Sitzungsabläufe erläutert und auch dazu eingeladen, an 
Sitzungen teilzunehmen. Die Diskussions- und Mitwirkungsmöglichkeit soll nicht einge-
schränkt werden. Vielmehr soll die Einbringung des KjuPa auch außerhalb des Ausschusses 
gestärkt werden. 
 
Ein Gespräch mit Herrn Pinsdorf vom SJR zur Verbesserung der Zusammenarbeit und Stär-
kung der Mitwirkung ist vereinbart. 
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AM Halbach: 
Nimmt Bezug auf die Anfrage des KjuPa mit Rechercheergebnis: Bericht Fr. Anja Steinbü-
schel, LVR zum Thema „Jugendhilfeausschuss und seine Mitglieder – Aufgaben, Rechte und 
Pflichten“ 
Demnach dürfen auch Minderjährige beratend mitwirken. Was stimmt nun? 
Der Bericht kann gerne zur Verfügung gestellt werden. 
 
Antwort: 
Mit dem Hintergrund dieser Quelle wird das Anliegen erneut mitgenommen und geprüft. 
 
AV Keils:  
Schließt sich den Ausführungen an und zeigt nochmal auf, dass die Teilnahme der beraten-
den Mitglieder im Ausschuss wichtig ist, um alle Fassetten im Sinne der Familien, Kinder und 
Jugendlichen, beleuchten zu können.  
 
Vielleicht besteht für das Vorgespräch die Möglichkeit weitere Formen zu entwickeln – z.B. 
durch die Unterstützung/ Ergänzung einer zweiten Person für die Gruppierung der freien 
Träger und beratenden Mitglieder. So könnte auch der Informationsaustausch intensiviert 
werden. 
 
AM Schmelzer:  
Kann nur befürwortet werden und bittet um Gewährleistung des Informationsflusses. Infor-
mationen kommen nicht immer rechtzeitig an. 
 
AM Gittel:  
Hofft auf Überarbeitung der Anfrage des KjuPa. Auch ist die Frage aufgetaucht, warum das 
KjuPa keinen Sitz als Stimmberechtigte hat. 
 
Antwort: 
Die Frage wird ebenfalls nochmal mitaufgenommen.  
 
Frau von Bülow betr. Informationen/Auswirkungen zur KiBiz-Reform:  
Antwort: 
Es können in dieser Sitzung leider noch keine Angaben über die Auswirkungen der KiBiz-
Reform getroffen werden. 
Die Auswirkungen der KiBiz-Reform werden haushaltsneutral abgebildet, weil insbesondere 
die Auswirkungen des möglichen zweiten beitragsfreien Kindergartenjahres noch nicht ab-
schätzbar sind. Im nächsten Jugendhilfeausschuss werden hierzu noch konkrete Angaben 
erfolgen. 
 
AM Hochgartz:  
Betr. Haushaltsneutralität  und Beitragssatzung 
 
Antwort:  
Hier sind erstmal die Auswirkungen betr. Einnahmen/Ausgaben im Rahmen der KiBiz-
Bezuschussung gemeint. Dies betrifft das zweite Halbjahr 2020. Man geht davon aus, dass 
dies im Rahmen der Erwirtschaftung ausgeglichen werden kann, sodass keine Veränderun-
gen im Haushaltsplan vorgenommen werden müssen. 
 
Im Herbst diesen Jahres soll eine neue Beitragssatzung ab dem Kindergartenjahr 2020/2021 
erarbeitet werden. Alle Anregungen und Anfragen, die die Verwaltung erreichen, können in 
der Planung diskutiert werden. Auswirkungen können dann genau berechnet werden. 
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AM Hochgartz:  
Wird wirklich davon ausgegangen, obwohl ein Jahrgang zusätzlich beitragsfrei gestellt wird, 
diese Einnahmen bei der Stadt nicht reinkommen, die Auswirkungen trotzdem haushalts-
neutral sind? 
 
Antwort: 
Als das erste beitragsfreie Jahr eingeführt worden ist, hat das Land einen Zuschuss von 16% 
gewährt. Hier ergab sich eine Mindereinnahme. Es ist noch unklar, ob das Land erneut einen 
Zuschuss/Ausgleich für das zweite beitragsfreie Jahr gewährt. Dies würde ein paar Monate 
im Haushaltsjahr 2020 betreffen.  
 
AM Lichius:  
Wie bereits in der letzten Sitzung angesprochen, wird nochmal um Beteiligung an Gesprä-
chen betr. Erarbeitung der neuen Beitragssatzung gebeten. Die Beitragsstaffelung ist aus 
Sicht der Eltern nicht passend, hier wurden bereits auch andere Lösungen angesprochen. 
Man ist hier allerdings auf die Mithilfe der Verwaltung angewiesen. 
 
Antwort: 
Die Teilnahme wird zugesichert. 
 
- Kenntnis genommen -  
 

11 Anfragen mündlich  

 
AM Züge:  
Gibt es ein erstes Resümee zu Karneval bezüglich der Betreuung des Jugendamtes? 
 
Antwort:  
Es wurden amtsintern bereits Rücksprachen mit den Mitarbeitenden gehalten, die insbeson-
dere an Weiberfastnacht (Standort Roisdorf und Kardorf) im Dienst waren.  
Insgesamt teilt die Verwaltung die Einschätzung, die auch Ordnungsamt und Polizei gege-
ben haben, dass es deutlich ruhiger gewesen ist.  
Selbstverständlich gab es ein paar Jugendliche, die dem Alkohol deutlich zu umfangreich 
zugesprochen haben. Positiv: Alle wurden sehr schnell fachlich versiert und versorgt. 
Es gab keine Inobhutnahme. Auch das Glasverbot hat maßgeblich dazu beigetragen, dass 
es deutlich weniger Verletzungen gab. Man ist mit der Zusammenarbeit von Maltesern, dem 
deutschen roten Kreuz, Ordnungsamt und Polizei zufrieden. 
 
Auch die präventiven Angebote „Keine Kurzen für die Kurzen“ liefen gut an. Die Pizzata-
uschaktion „Pizza gegen Alkohol“ der Abt. Jugendförderung startete am 23.02.19 in Sechtem 
und war diesmal auch an Weiberfastnacht in Kardorf sowie Karnevalssamstag in Waldorf 
vertreten. Zum Beginn scheint das Angebot nicht attraktiv zu sein, danach freute man sich 
aber über eine gute Grundlage. Die Teilnahme der Geschäftsleute in Bornheim wurde an 
vielen Stellen positiv umgesetzt. Es wurde ausreichend auf das Projekt „Keine Kurzen für die 
Kurzen“ aufmerksam gemacht. Aus Sicht des Jugendamtes kann man daher eine positive 
Bilanz ziehen. 
 
Die Auswertungsgespräche mit dem Bürgermeister Herr Henseler, dem Ordnungsamt und 
der Polizei stehen noch aus. 
 
AM Heller:  
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Betr. Prügelei unter Jugendlichen in Merten:  Wenn es für die Polizei bereits eine bekannte 
Gruppe ist, wird man da von Seiten des Jugendamtes nochmal aktiv? Oder sind solche 
Gruppen bereits bekannt? 
 
Antwort:  
Bisher liegt keine Mitteilung über solche Gruppen vor. Es ist aber aufgefallen, dass an eini-
gen Zügen auch die gleichen/üblichen Verdächtigen, die den einen oder anderen Stress ver-
ursachen, teilgenommen haben. Die Polizei wurde aber so wahrgenommen, dass genau 
auch bei diesen Gruppen schnell und rigide vorgegangen wird, um Konflikte vor allem in der 
Menge lösen zu können. 
Wenn das Jugendamt Informationen zu solchen Gruppen bei dem Auswertungsgespräch 
erhält, wird dem auch nachgegangen. 
 
 
Ende der Sitzung: 19:12 Uhr 
 
 
 
 
gez. Ewald Keils  gez. Sarah Fuhs 
Vorsitz  Schriftführung 
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